Landtag Brandenburg Drucksache 7/5035
7. Wahlperiode

Antwort

der Landesregierung

auf die Kleine Anfrage Nr. 1757

der Abgeordneten Christine Wernicke (BVB / FREIE WAHLER Fraktion) und Dr. Philip
Zeschmann (BVB / FREIE WAHLER Fraktion)
Drucksache 7/4863

Uberblick iiber die Auswirkungen und die Gesetzesfolgenabschitzung bei der Vorbe-
reitung von Gesetzen

Namens der Landesregierung beantwortet der Minister des Innern und fir Kommunales die
Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Fragesteller: Der Landesrechnungshof (LRH) bezeichnet in seinem Jah-
resbericht 2021 vom 06.12.2021 Drucksache 7/4622 (S. 125,126) unter Abschnitt ,Ill. Be-
sondere Prufungsergebnisse Einzelplan 03 Ministerium des Innern und fir Kommunales
(MIK) Punkt 12 Gesetzesfolgeabschatzung: Zwischen Anspruch und Wirklichkeit* den Pruf-
gegenstand wie folgt:

,Die Landesregierung ist nach Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg
verpflichtet, den Landtag und seine Ausschusse uber die Vorbereitung von Gesetzen und
Verordnungen frihzeitig und vollstandig zu unterrichten. Damit soll die Voraussetzung ge-
schaffen werden, dass sich die Abgeordneten zu Vorhaben der Landesregierung positionie-
ren kdnnen. Zudem hat sie nach § 10 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung (LHO) ihren Ge-
setzesvorlagen einen Uberblick Uber die Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirt-
schaft des Landes, der Gemeinden und des Bundes beizufiigen.

DarlUber hinaus ist eine Gesetzesfolgenabschatzung gemal § 21 Absatz 3 der Gemeinsa-
men Geschaftsordnung fur die Ministerien des Landes Brandenburg (GGO) vorzunehmen.
Danach ist das jeweilige Ministerium verpflichtet, Erforderlichkeit, Zweckmafigkeit und Aus-
wirkungen auf Burgerinnen und Burger, Wirtschaft und Verwaltung bei jedem Gesetzentwurf
zu prufen. Die Landesregierung sieht darin einen Schwerpunkt fur den Burokratieabbau.

Bei der Prufung der Ministerien ist darzustellen, ,,ob die bestmoégliche Erreichung des beab-
sichtigten Zwecks gesichert ist und ungewollte Nebenwirkungen ausgeschlossen werden
kénnen. Insbesondere stehen der sparsame Umgang mit personellen und finanziellen Res-
sourcen sowie die Frage auf dem Prifstand, ob die Umsetzung des Gesetzes Burger, Un-
ternehmen oder Verwaltung mit unverhaltnismafig hohen Kosten belastet.”

Der Landesrechnungshof kommt bei seinen Prifungen der 114 Gesetzesvorlagen der Lan-
desregierung der 6. Wahlperiode in Punkt 12.2.1 ,Fehlende oder unzureichende Unterrich-
tung des Landtags” (DS 7/4622 S. 127) zu dem Ergebnis:
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,Die Ministerien unterlieBen in 66 der 114 Gesetzesvorlagen [= 57,9%] die notwendigen
Angaben zu den Auswirkungen auf die 6ffentlichen Finanzen, obwohl § 10 Absatz 1 LHO
dies ausdrucklich vorschreibt.

Lediglich 24 Gesetzentwurfe beeinflussten aus Sicht der Landesregierung die 6ffentlichen
Finanzen. Dabei wurden zwar allgemeine Auswirkungen oft umfanglich beschrieben, kon-
krete jedoch nur kurz erwahnt. In 14 Fallen wurden die Auswirkungen anhand von Zahlen
konkretisiert. Aufgrund der sehr ausfihrlichen Berechnungen und Erlauterungen entspra-
chen zwei Gesetzentwulrfe den Anforderungen.”

Frage 1: Wie wurden die Regelungen des Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes
Brandenburg in Verbindung mit § 10 Absatz 1 LHO sowie gemaf § 21 Absatz 3 GGO fur die
bisher von der Landesregierung vorgelegten Gesetzesentwurfe in der 7. Wahlperiode um-
gesetzt?

Wie erfolgte die Organisation der Prozesse und deren Standardisierung? Wo ist das doku-
mentiert?

zu Frage 1: Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg (LV) normiert eine
frihzeitige Unterrichtungspflicht der Landesregierung gegenuber dem Landtag tber die Vor-
bereitung von Gesetzen und Verordnungen. Naheres ist in der Vereinbarung zwischen
Landtag und Landesregierung uber die Unterrichtung des Landtages nach Artikel 94 der
Verfassung des Landes Brandenburg geregelt (Anlage 4d zur Gemeinsamen Geschaftsord-
nung fur die Ministerien des Landes Brandenburg — GGO).

Nach § 10 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) hat die Landesregierung ihren Ge-
setzesvorlagen an den Landtag einen Uberblick (iber die Auswirkungen auf die Haushalts-
und Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
beizufugen.

Gemal § 21 Absatz 3 Gemeinsamen Geschaftsordnung fur die Ministerien des Landes
Brandenburg haben die federfUhrenden Ministerien die Zentrale Normprufstelle zu beteili-
gen.

Die Prozesse der Beteiligung des Landtages und der Zentralen Normprufstelle sind unter
Beachtung der vorgenannten Rechtsvorschriften in der Gemeinsamen Geschéaftsordnung
fur die Ministerien des Landes Brandenburg standardisiert. Als Unterstutzung fur die Um-
setzung dieser Prozesse dienen die Kabinettvorlage, das Gesetzesvorblatt sowie der Norm-
prufbogen.

Diese drei Vorlagen sind Anlagen der Gemeinsamen Geschaftsordnung fur die Ministerien
des Landes Brandenburg:

Kabinettvorlage: Anlage 4a
o Gesetzesvorblatt: Anlage 8
. Normprufbogen: Anlage 9a.
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Frage 2: Zu welchen in der 7. Wahlperiode bisher vorgelegten Gesetzentwlrfen wurden
Prufungen entsprechend Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg in Ver-
bindung mit § 10 Absatz 1 LHO sowie gemal § 21 Absatz 3 GGO durchgefuhrt?

zu Frage 2: Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgefuhrt, wird der Landtag nach Artikel
94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg Uber die Vorbereitung von Gesetzen
unterrichtet. Eine Prufung der Haushalts- und Finanzwirtschaft sowie der Gesetzesfolgen-
abschatzung ist zu diesem Zeitpunkt nicht vorgesehen.

Die Unterrichtung des Landtages nach Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Bran-
denburg erfolgte Uber alle bisher in der 7. Legislaturperiode (Stichtag: 18. Januar 2022)
eingebrachten Gesetzesvorlagen mit Ausnahme der Haushaltsgesetzgebung (siehe An-
lage). Flr Letztgenannte ergibt sich eine turnusmaRige Vorlagepflicht aus den §§ 30, 32
sowie 33 der Landeshaushaltsordnung.

Die Landesregierung prufte in allen Gesetzesvorlagen die Auswirkungen auf die Haushalts-
und Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
und fuhrte die Gesetzesfolgenabschatzung gemaf § 21 Absatz 3 Gemeinsamen Geschafts-
ordnung fur die Ministerien des Landes Brandenburg durch.

Frage 3: Welche Prifungsergebnisse i.E. wurden bei den vorgelegten Gesetzesentwtirfen
ermittelt? (Bitte flr jeden von der Landesregierung vorgelegten Gesetzesentwurf einzeln
darstellen.)

zu Frage 3: Es wird auf die beigefugte Anlage verwiesen.

Frage 4: Wann hat die Landesregierung zu den Prifungsergebnissen der Gesetzesvorlagen
insbesondere zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzes-
folgeabschatzungen gemall § 21 Abs. 3 GGO wen unterrichtet? (Bitte flr jede Gesetzes-
vorlage einzeln darstellen.)

Frage 5: In welcher Form erfolgte die Unterrichtung Uber die Prifungsergebnisse der ein-
zelnen Gesetzesvorlagen durch die Landesregierung?

zu den Fragen 4 und 5: Die Landesregierung unterrichtet den Landtag nach dem Kabinett-
beschluss Uber die Priifungsergebnisse durch Ubermittlung des Gesetzentwurfes. Der
Landtag wurde jedoch nicht in allen Fallen Uber die Ergebnisse der Prifungen zu den Haus-
halts- und Finanzauswirkungen unterrichtet. In zwei Fallen wurde versehentlich kein Geset-
zesvorblatt Gbermittelt. Insoweit wird auf die beigefligte Anlage verwiesen.

Frage 6: FUr welche Gesetzesvorlagen der Landesregierung liegen nur teilweise Prufungs-
ergebnisse zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeab-
schatzungen gemal} § 21 Abs. 3 GGO vor und warum? (Bitte fir jede Gesetzesvorlage ein-
zeln darstellen.)

Frage 7: Fur welche Gesetzesvorlagen der Landesregierung wurden keine Prifungen zu
den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschatzungen
gemal § 21 Abs. 3 GGO durch die Ministerien vorgenommen und warum? (Bitte fur jede
Gesetzesvorlage einzeln darstellen.)
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zu den Fragen 6 und 7: Die Landesregierung prifte die Gesetzesvorlagen auf Auswirkungen
auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft und die Gesetzesfolgenabschatzung.

Frage 8: Wie wurden der Landtag und seine Ausschusse uber diese nur teilweise oder nicht
vorliegenden Prufungsergebnisse bzw. nicht erfolgten Prifungen zu den Auswirkungen, die
§ 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschatzungen gemaf § 21 Abs. 3 GGO
unterrichtet und wann?

Wenn keine Unterrichtung erfolgte, warum erfolgte sie in den einzelnen Fallen nicht?
zu Frage 8: Es wird auf die Antworten zu den Fragen 4 und 5 verwiesen.

Das Gesetzesvorblatt sieht keine Ausfliihrungen zu den Auswirkungen auf Haushalt und Fi-
nanzen vor.

Frage 9: Welche konkreten MaRnahmen sind vorgesehen, um die Erwartung des Landes-
rechnungshofes (Drucksache 7/4622 Punkt 12.3 S. 131) ,dass die Landesregierung kunftig
ausnahmslos allen Gesetzentwirfen einen Uberblick iber die Auswirkungen auf die ffent-
lichen Finanzen beiflgt und somit den Erfordernissen der LHO Rechnung tragt” zu erfullen?
zu Frage 9: Die Landesregierung hat die Hinweise des Landesrechnungshofes zu den feh-
lenden Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft zur Kenntnis genommen. Im
Rahmen der gegenwartig in Vorbereitung befindlichen Novelle der Gemeinsamen Ge-
schaftsordnung fur die Ministerien des Landes Brandenburg wird sich die Landesregierung
mit der Frage befassen, inwieweit den Hinweisen durch Anderungen der Gemeinsamen Ge-
schaftsordnung fur die Ministerien des Landes Brandenburg Rechnung getragen wird.An-
lage/n:
1. Anlage
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Ubersicht Gesetzesvorlagen der Landesregierung an den Landtag (7. Legislatur - Stand: 18. Januar 2022)

Anlage

G u P der L glerung dem Landtag Unterrichtung des Landtages tiber die
Nr. Ressort Gesetzesvorlagen der Landesregierung an den Landtag gemaR § 21 Abs. 3 GGO erfolgte Gesetzesfolgenabschatzung
gzg{;mx‘ugﬂge:atin::f_‘gge: ;:;r;jlfv\/orbere\tung des Unterrichtung des Landtages Uber die Haushalts- und F kungen der Gi lage nach § 10 Abs. 1 LHO
Gesetz zum Dreiundzwanzigsten Staatsvertrag zur Die Unterrichtung des Landtages tber den Beschiuss des zﬁ:énEn'dg;b;;rdi;ng‘mf;nﬁ:;Ijer Landesregierung: Der Meldedatenabgleich wird zu Aufwand bei den Meldedmtern Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/408)
1 StK Anderung rundfi icher trage rtrages erfolgte mit Schreiben des CdS vom ' )
(Dreiundzwanzigster Rundfunkanderungsstaatsvertrag) |24.06.2019.
Gesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Die Unterrichtung des Landtages iiber den Beschluss des Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1139)
2 Stk Medienordnung in Deutschland Staatsvertrages erfolgte mit Schreiben des Sts vom Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes.
14.01.2020.
Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung Die Unterrichtung des Landtages iiber den Beschluss des Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1949)
3 StK. medienrechtlicher Staatsvertrage Staatsvertrages erfolgte mit E-Mail der Staatskanzlei an Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
(Erster Medienanderungsstaatsvertrag) go94@landtag.brandenburg.de vom 27.03.2020.
Gesetz zu dem Staatsvertrag zur Neuregulierung des | Die Unterrichtung des Landtages iiber den Beschluss des Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Aufgrund eines Versehens enthalt der Gesetzentwurf kein Vorblatt (Drs. 7/2269).
4 MIK Gliicksspielwesens in Deutschland Staatsvertrages erfolgte mit Schreiben der Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
(Gliicksspielstaatsvertrag 2021 - GIGStV 2021) Staatskanzlei vom 30.10.2020
Gesetz Uber die Statistik im Land g U g des Gesetzentwurfs am 26.09.2019 Ja. In der Begriindung zum Gesetzentwurf (Drs. 7/407) ist unter A. Allgemeiner Teil angefiihrt, dass es sich beim Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/407)
(Brandenburgisches Statistikgesetz - BbgStatG) (per E-Mail an go94) Brandenburgischen istil um ein R; handelt. Damit sind folgerichtig keine Auswirkungen auf
Haushalt und Finanzplanung des Landes oder der Kommunen verbunden. Erfiillungsaufwand (messbarer Zeitaufwand
5 MIK und Kosten, die durch die Befolgung einer Vorschrift entstehen) entsteht wie bisher nur durch die Anordnung konkreter
Statistiken im Fachrecht. Die Anordnung einzelner Landes- und Kommunalstatistiken wird also nicht im
Landesstatistikgesetz geregelt, sondern bleibt wie bisher dem jeweiligen Fachrecht liberlassen.
Erstes Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen Ubersendung des Gesetzentwurfs am 12.05.2020 Ja. Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1637) und die Begriindung im Allgemeinen Teil: "Den Kommunen und Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1637)
MIK E-Government-Gesetzes (per E-Mail an go94) sonstigen Stellen der mittelbaren Landesverwaltung steht die Nutzung der elD-Services des Brandenburgischen IT-
6 Dienstleisters kostenfrei gemaR § 11 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 BbgEGovG in Verbindung mit § 14 Absatz 2 Satz 1
BbgEGovG zur Verfiigung.”
Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur igung U g des Gesetzentwurfes am 10.09.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2268)
der Aufstellung und Priifung kommunaler (per E-Mail an go94) 1. Gemeindestrukturanderungsférderungsgesetz:
Jahresabschliisse, zur Anderung der a) Keine irkungen auf Lar da nur Ver: ing von Mitteln
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg und b) den Kommunen werden Mittel in Hohe von 49,8 Mio. € fiir den Abbau ihrer Schulden zur Verfiigung gestellt.
7 MIK weiterer Anderungen 2. Jahr ligungsgesetz:
Je nach Umfang der Inanspruchnahme der Erleichterungsregelungen reduzieren sich bei den Kommunen die Kosten
fur die Aufstellung und Priifung der Jahresabschlisse.
Gesetz zur Anderung der Kommunalverfassung und Ubersendung des Gesetzentwurfes Ja. Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft der Gemeinden (Gemeindeverbénde): siehe Buchstabe C. |Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3361)
weiterer Vorschriften am 29.01.2021 (per E-Mail an go94) I1l. Vorblatt zum Gesetzentwurf sowie Begriindung zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b des Gesetzentwurfs (Drs.
und am 12.03.2021 (per E-Mail an go94) 7/3361): Mit der Einfiihrung eines verpflichtenden Ortsteilbudgets sind bei denjenigen Kommunen Haushaltsmittel zu
veranschlagen, die bisher kein Or o] 1 haben. Zusatzliche Kosten fiir die Gemeinden diirften damit
MIK nicht verbunden sein, da die Veranschlagung der Haushaltsmittel fiir das Ortsteilbudget durch ,Umwidmung" bisher
8 bereits veranschlagter Aufwendungen und Ertrége sowie Auszahlungen und Einzahlungen erfolgen kann.
Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes: keine.
Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Bundes: keine.
9 MIK / Gesetz zur Umsetzung des Gliick | trages |U g des Gesetzentwurfes am 01.12.2020 Ja. Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2981) Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2981)
MWAE  [2021 im Land Brandenburg (per E-Mail an go94)
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Anlage

Die Pflicht zur Vorlage des Haushaltsgesetzes ergibt sich
dann aus § 30 LHO

u der L glerung dem Landtag Unterrichtung des Landtages iiber die
Ressort Gesetzesvorlagen der Landesregierung an den Landtag gemaR § 21 Abs. 3 GGO erfolgte Gesetzesfolgenabschatzung
gr;ts?;r:\ttlx‘ugﬁge:at:n::ta.%? S\J:erlfvvorbere\tung des Unterrichtung des Landtages Uber die Haushalts- und F kungen der Gi lage nach § 10 Abs. 1 LHO
Gesetz zur Erprobung der Abweichung von Ubersendung des Gesetzentwurfes am 01.02.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Es ist davon auszugehen, dass die Bearbeitung von zukiinftigen Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3369)
landesrechtlichen Standards in kommunalen (per E-Mail an go94) Antragsverfahren nach dem BbgStEG mit den vorhandenen personellen Ressourcen bewaltigt werden kénnen. Im
Koérperschaften des Landes Brandenburg Rahmen der Berichterstattung der Landesregierung an den Landtag tber die Umsetzung des BbgStEG ist auch eine
MIK (Brandenburgisches Standarderprobungsgesetz - Evaluierung der Auswirkungen der Erprobungsantrage auf die Landesverwaltung verbunden. Eine derzeit nicht zu
BbgStEG) erwartende, dauerhafte personelle Mehrbelastung der Ressorts im groferen Umfang wéare im Rahmen kiinftiger
Haushaltsaufstellungsverfahren zu verhandeln. Auf kommunaler Ebene sollen mittel- bis langfristig Biirokratiekosten
beim Verwaltungsvollzug gesenkt werden.
MIK Viertes Gesetz zur Anderung des Ubersendung des Gesetzentwurfes am 04.06.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Umsetzung erfolgt im Rahmen der veranschlagten Stellen und Mittel | Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4317)
Brandenburgischen Ministergesetzes (per E-Mail an go94) aus dem Einzelplan 02.
Gesetz zu dem Beitritt des Landes Brandenburg zu Ubersendung des Gesetzentwurfes am 12.05.2021 Ja. In der Form und mit dem Inhalt von Buchstabe C des Vorblatts sowie des letzten Satzes des zweiten und des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4560).
dem Staatsvertrag Uber die erweiterte Zustandigkeit der [(per E-Mail an go94) vorletzten Satzes des dritten Absatzes der Begriindung zu § 1 des Gesetzentwurfs (Drs. 7/4560). Der Beitritt des
mit der Begleitung aufenthaltsbeendender MaRnahmen Landes Brandenburg zum Staatsvertrag hat keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes,
betrauten Bediensteten in den Landern der Gemeinden (Gemeindeverbande) oder des Bundes (§ 10 Absatz 1 LHO). Bei der ZABH und den
MIK Auslanderbehdrden erméglicht der Beitritt jedoch Verfahrenserleichterungen und wird so im Ergebnis die Effizienz im
Vollzug des Aufenthaltsgesetzes optimieren. Fiir die Landespolizei fiihrt die mit dem Beitritt bewirkte Verringerung
polizeilicher Vollzugshilfen dazu, dass andere polizeiliche Aufgaben verstérkt wahrgenommen werden kénnen (positive
personelle Ressourcenentbindung).
MIK Gesetz zur Anderung stiftungsrechtlicher und weiterer | Ubersendung des Gesetzentwurfes am 13.09.2021, am Ja. Siehe Begriindung zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4597), insb. zu Artikel 3 Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4597)
Vorschriften 06.10.2021 und am 17.11.2021 (per E-Mail an go94)
MIK Fiinftes Gesetz zur Anderung des gischen [U g des Gesetzentwurfes am 11.06.2021 Ja. In der Begriindung zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4203) ist unter A. Allgemeiner Teil ausgefiihrt, dass fiir die Kosten | Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4203)
Meldegesetzes (per E-Mail an go94) Haushaltsvorsorge getroffen worden ist.
Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Ubersendung des Gesetzentwurfes am 18.12.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Der gegenseitige Kostenverzicht hat fiir das Land Brandenburg einen [ Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3159)
Brandenburg und der Freien und Hansestadt Hamburg |(Schreiben des Kabinettreferats) leicht sinkenden Verwaltungsaufwand und geringe Mindereinnahmen bei den Gerichtsgebiihren zur Folge. Insgesamt
MdJ ber die Filhrung des Registers fiir Binnenschiffe und wird von einer Kostenneutralitat ausgegangen.
des Registers fir Schiffsbauwerke
Gesetz zur Neustrukturierung der Ubersendung des Gesetzentwurfes am 22.01.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Beschrankung auf vier Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3144)
MdJ Arbeitsgerichtsbezirke (Schreiben des Kabinettreferats) Gerichtsstandorte auf Dauer kostengtinstiger ist als die Aufrechterhaltung von sieben Gerichtsstandorten.
Zweites Gesetz zur Anderung des Haushaltsgesetzes | Keine Anwendung; Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Anwendung von § 10 Abs. 1 LHO. Keine Anwendung von § 21 Abs. 3 GGO:
2019/2020 (Nachtragshaushaltsgesetz 2020 - NTHG fiir die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das |Das Haushaltsgesetz wird in der Landesverfassung in Abschnitt 5 "Das Finanzwesen" gesondert geregelt und Das Haushaltsgesetz wird in der Landesverfassung in Abschnitt 5 "Das Finanzwesen" gesondert
2020) Finanzwesen" der LV, insbesondere Artikel 101 und 102 besonders hervorgehoben. In Artikel 101 Absatz 3 Satz 1 wird I geregelt: “Der wird fir ein  |geregelt und besonders hervorgehoben. In Artikel 101 Absatz 3 Satz 1 wird abschlieRend geregelt:
einschlagig. Haushaltsjahr oder mehrere Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, vor Beginn des ersten Haushaltsjahres durch das  |“Der + wird fiir ein jahr oder mehrere Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt,
Die Pflicht zur Vorlage des N e t . vor Beginn des ersten res durch das Haust .
ergibt sich dann aus § 33 LHO Haushaltsgesetze sind ihrer Natur nach eine in Jahresscheiben angelegte Darstellung der Haushalts- und Haushaltsgesetze sind ihrer Natur nach eine in Jahresscheiben angelegte Darstellung der Haushalts-
Finanzwirtschaft des Landes. Sie beinhalten - in Erganzung mit der Vorlage der Mittelfristigen Finanzplanung § 31 und Finanzwirtschaft des Landes. Sie beinhalten - in Erganzung mit der Vorlage der Mittelfristigen
LHO, der Personalbedarfsplanung § 17a LHO und ggfs. weiterer | i §32LHO - gen zur F ing § 31 LHO, der Personalbedarfsplanung § 17a LHO und ggfs. weiterer
gesamten Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes. Haushaltsbegleitgesetze § 32 LHO - Aussagen zur gesamten Haushalts- und Finanzwirtschaft des
1 MdFE Die Besonderheit des Haushaltsgesetzes hinsichtlich des Verfahrens und der Vorlage gegeniiber anderen Gesetzen Landes.
wird insbesondere in den Regelungen der §§ 28 - 30 LHO deutlich. Die heit des + 1 des Verfahrens und der Vorlage gegentiber
Uber erhebliche Anderungen (§ 10 Abs. 2 LHO) wird im Rahmen der Haushaltswirtschaft berichtet. anderen Gesetzen wird insbesondere in den Regelungen der §§ 28 - 30 LHO deutlich.
Uber erhebliche Anderungen (§ 10 Abs. 2 LHO) wird im Rahmen der Haushaltswirtschaft berichtet.
Gesetz Uber die Feststellung des Haushaltsplanes des [Keine Anwendung; Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle
Landes fur die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das
Brandenburg fiir das Haushaltsjahr 2021 Finanzwesen" der LV, insbesondere Artikel 101 und 102
1 MdFE (Haushaltsgesetz 2021 - HG 2021) einschlagig.
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Anlage

Unterri der L glerung dem Landtag Unterrichtung des Landtages iiber die
N Ressort Gesetzesvorlagen der Landesregierung an den Landtag gemaR § 21 Abs. 3 GGO erfolgte Gesetzesfolgenabschatzung
Unterrichtung des Landtages (iber die Vorbereitung des . . " . G
Gesetzentwurfs nach Art, 94 Satz 1 LV Unterrichtung des Landtages iber die Haushalts- und F kungen der lage nach § 10 Abs. 1 LHO
Gesetz zur Umsetzung des Kommunalen Ubersendung des Gesetzentwurfes am 23.07.2020 Ja. Auswirkungen auf offentliche Haushalte folgen aus dem Entwurf der Gesetzesbegriindung Siehe Vorblatt zum Gestzentwurf (Drs. 7/1945)
19 MdFE Rettungsschirms im kommunalen Finanzausgleich und | (per E-Mail des Kabinettreferates)
weiterer Anderungen
Gesetz zur Errichtung eines Sondervermégens Keine Anwendung; Keine Anwendung von § 10 Abs. 1 LHO: Keine Anwendung von § 21 Abs. 3 GGO:
"Brandenburgs fiir die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das |fiir die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das Finanzwesen" der LV, insbesondere Artikel 101 und 102 |fiir die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das Finanzwesen" der LV, insbesondere
Stérken fiir die Zukunft sichern” Finanzwesen" der LV, insbesondere Artikel 101 und 102 einschlagig. Artikel 101 und 102 einschlagig.
‘gs-Stark icherur - einschlagig. Haushaltsgesetze beinhalten - in Ergénzung mit der Vorlage der Mittelfristigen Finanzplanung § 31 LHO, der Haushaltsgesetze beinhalten - in Ergdnzung mit der Vorlage der Mittelfristigen Finanzplanung § 31
20 MdFE BbgStSichG) Die Pflicht zur Vorlage des Haushaltsgesetzes ergibt sich Personalbedarfsplanung § 17a LHO und ggfs. weiterer Haushaltsbegleitgesetze § 32 LHO - Aussagen zur gesamten  |LHO, der Personalbedarfsplanung § 17a LHO und ggfs. weiterer Haushaltsbegleitgesetze § 32 LHO -
dann aus § 30 LHO - die Vorlage von Erganzungen nach §  |Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes Aussagen zur gesamten Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes
32 LHO. Uber erhebliche Anderungen (§ 10 Abs. 2 LHO) wird im Rahmen der Haushaltswirtschaft berichtet. Uber erhebliche Anderungen (§ 10 Abs. 2 LHO) wird im Rahmen der Haushaltswirtschaft berichtet.
Gesetz zur Anderung des Haushaltsgesetzes 2021 Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle
(Nachtragshaushaltsgesetz 2021 - NTHG 2021)
21 MdFE
Achtes Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen Ubersendung des Gesetzentwurfes am 22.06.2021 Ja. Auswirkungen auf offentliche Haushalte folgen aus dem Entwurf der Gesetzesbegriindung Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4204)
22 MdFE Finanzausgleichsgesetzes (per E-Mail des Kabinettreferates)
Gesetz zur Anpassung des Kommunalen Ubersendung des Gesetzentwurfes am 06.09.2021 Zu Artikel 1 folgen die Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte aus der Gesetzesbegriindung. Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4465)
Rettungsschirms im kommunalen Finanzausgleich und | (per E-Mail des Kabinettreferates) Zu Artikel 2: Nein. Die Prifung der Landesregierung ergab, dass mit der Erweiterung der Regelung auf die
weitere Anderungen Laufbahnen im Steuer ienst in den F a n mit geschatzten zuséatzlichen Mehrbelastungen des
23 MdFE Personalbudgets des MdFE in Héhe von 120.000,- Euro im Jahr 2022, in Hhe von 240.000,- Euro im Jahr 2023 und
fiir die Jahre 2024 und 2025 mit jeweils 360.000,- Euro zu rechnen ist.
Gesetz Uber die Feststellung des Haushaltsplanes des [Keine Anwendung. Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle Siehe Ausfiihrungen zu Nr. 17 der Tabelle
Landes Brandenburg fiir das Haushaltsjahr 2022 Fir die Vorlage von Haushaltsgesetzen sind Abschnitt 5 "Das
24 MdFE (Haushaltsgesetz 2022 - HG 2022) Finanzwesen" der LV, insbesondere Artikel 101 und 102
einschlagig. Die Pflicht zur Vorlage des Haushaltsgesetzes
ergibt sich dann aus § 30 LHO.
Gesetz zur Umsetzung der Ubersendung des Gesetzentwurfes am 27.08.2020 Ja. Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2763): Relevante Haushalts- und Finanzauswirkungen sind nicht Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2763)
25 MWAE VerhaltnismaRigkeitsrichtlinie (Schreiben des MWAE) erkennbar.
(Richtlinie (EU) 2018/958)
Zweites Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen | Ubersendung des Gesetzentwurfes am 29.09.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Fiir die Verwaltung ergeben sich insofern Auswirkungen, dass sich | Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/2699)
Vergabegesetzes die Kosten eines offentlichen Auftrages um die erhéhten Personalkosten der Auftragnehmer erhéhen werden. Die
Hinweis: Die Gesetzesnovelle diente der Um- offentlichen Auftraggeber miissen entsprechend héhere Kosten fiir diese 6ffentlichen Auftrage in ihren Haushalten
26 MWAE setzung des Beschlusses des Landtages vom beriicksichtigen. Dariiber hinaus ergeben sich allenfalls insofern Auswirkungen, dass die jeweiligen
22. Januar 2020 (Drs. 7/474-B). Vertragsbedingungen bzw. Bietererklarungen anzupassen sind. Hierbei ist die Angabe ,10,68 Euro" derzeit durch die
Angabe ,13,00 Euro* zu ersetzen. Der Priifungsaufwand der Auftraggeber verandert sich nicht.
Gesetz zu dem Staatsvertrag der Lander Berlin und Ubersendung des Gesetzentwurfes am 19.05.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Die dem Land Brandenburg entstehenden Aufwendungen werden Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1841)
27 MLUK Brandenburg auf dem Gebiet der Landwirtschaft (per E-Mail an GO94) durch das Land Berlin erstattet.
(Landwirtschaftsstaatsvertrag)
Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen Ubersendung des Gesetzentwurfes am 19.06.2020 Ja. Siehe Angaben im Gesetzesvorblatt (Drs. 7/1770) Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1770)
28 MLUK Naturschutzausfiihrungsgesetzes und der (per E-Mail an GO94)
Naturschutzzusténdigkeitsverordnung
Gesetz zur Ubertragung des land- und Ubersendung des Gesetzentwurfes am 26.05.2021 Ja. Siehe Angaben im Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4466) Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4466)
29 MLUK forstwirtschaftlichen Sachverstandigenwesens (per E-Mail an GO94)

auf die Industrie- und Handelskammern im Land
Brandenburg
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Anlage

Unterri der L glerung dem Landtag Unterrichtung des Landtages iiber die
N Ressort Gesetzesvorlagen der Landesregierung an den Landtag gemaR § 21 Abs. 3 GGO erfolgte Gesetzesfolgenabschatzung
Unterrichtung des Landtages (iber die Vorbereitung des . . " . G
Gesetzentwurfs nach Art, 94 Satz 1 LV Unterrichtung des Landtages iber die Haushalts- und F kungen der lage nach § 10 Abs. 1 LHO
Erstes Gesetz zur Qualitéts- und Teilhabeverbesserung |Ubersendung des Gesetzentwurfes am 20.01.2020 Ja. Der Gesetzentwurf stellt die Haushaltsauswirkungen dar. Siehe Vorblatt und Begriindung zum Gesetzentwurf (Drs. 7/886)
30 MBJS in der 7. Legislaturperiode in der Kinder- und
Jugendhilfe
31 MBJS Siebtes Gesetz zur Anderung des Ubersendung des Gesetzentwurfes am 16.06.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4606)
Brandenburgischen Schulgesetzes (per E-Mail) Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
Zweites Gesetz zur Qualitats- und Ubersendung des Gesetzentwurfes am 15.10.2021 und am | Ja. Der Gesetzentwurf stellt die Haushaltsauswirkungen dar. Siehe Vorblatt und Begriindung zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4454)
32 MBJS Teilhabeverbesserung in der 7. Legislaturperiode in der |28.10.2021 (wegen Anderungen im Gesetzentwurf)
Kinder- und Jugendhilfe
Erstes Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen Ubersendung des Gesetzentwurfes im Januar 2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3147)
33 MWFK Ber ifikati (per E-Mail an go94) Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes.
Gesetz zur Umsetzung des Ubersendung des Gesetzentwurfes am 09.04.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1940)
34 MSGIV Pflegeberufegesetzes (per E-Mail) Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes.
Gesetz zur Fortflihrung der Migr it fir ~ [U g des Gesetzentwurfes am 24.06.2020 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Zum Zeitpunkt der Einbringung des Gesetzentwurfs in den Landtag |Aufgrund eines Versehens enthélt der Gesetzentwurf kein Vorblatt (Drs.7/1948). Die
Regelleistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch (per E-Mail) hatte die Landesregierung mit dem Entwurf fiir den Landeshaushalt 2021 im Kapitel 20 030 Titel 633 11 Vorsorge fiir ~|regierungsinterne zentrale Normpriifung wurde vorgenommen.
Sozialgesetzbuch aus den nichteuropaischen die erforderlichen Ausgaben getroffen. Als Teilbetrag fiir die Migrationssozialarbeit Il wurden rd. 14,5 Mio. €
35 MSGIV Asylherkunftslandern vorgesehen. Hinsichtlich der Auswirkungen auf Haushalt und Finanzen auf kommunaler Ebene ist zu erganzen, dass
die MSA |l als freiwillige Erstattungsleistung durch die beabsichtigte Regelung in § 12 Absatz 1a des
Landesaufnahmegesetzes gewahrt werden sollte. Es wurde davon ausgegangen, dass mit der Erstattungspauschale
eine aufgabenbezogene Kostendeckung erfolgt.
Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Ubersendung des Gesetzentwurfes am 08.02.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3376)
Staatsvertrages Uber die gemeinsame Berufsvertretung | (per E-Mail) Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbande) und des Bundes
36 MSGIV der Psychologischen Psychotherapeuten und der
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
Gesetz zur Anderung des Brandenburgischen Gesetzes | Ubersendung des Gesetzentwurfes am 18.12.2020 (per E- Ja. Im Vorblatt zu dem Gesetzentwurf wurde ausgefiihrt, dass fiir das Land keine héheren Ausgaben hinsichtlich der | Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/3685)
37 MSGIV zur Ausflihrung des Schwangerschaftskonfliktgesetzes [ Mail) und am 06.05.2021 (per E-Mail; aufgrund maRgeblicher | Forderung von Beratungsstellen ausgeldst werden als durch die bereits geltende Rechtslage und Forderpraxis.
Anderungen erneute Unterrichtung)
Gesetz zur Anderung des L U g des Gesetzentwurfes am 20.08.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Zum Zeitpunkt der Einbringung des Gesetzentwurfs in den Landtag |Aufgrund eines Versehens enthélt der Gesetzentwurf kein Vorblatt (Drs. 7/4215). Die
und zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung des (per E-Mail) hatte die Landesregierung mit dem Entwurf fiir den Landeshaushalt 2022 Vorsorge im Kapitel 20 030 Titel 633 11 wie |regierungsinterne zentrale Normpriifung wurde vorgenommen.
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch folgt getroffen:
+2022 8.966.800 Euro;
+2023 9.065.100 Euro;
3| Mselv +2024 9.183.100 Euro.
Fir die kommunalen Haushalte sah der Gesetzentwurf eine Entlastung vor, da er eine Finanzierung der durch die
kommunalen At ager wat Unterstiitzt der Migrationssozialarbeit Il durch das Land
vorsieht.
Gesetz zur Anderung der Brandenburgischen Die G initiative ging mit Ter ing vom Landtag |Ja. Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (LT-Drs. 7/1697) Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/1697)
Bauordnung aus - LT-Drs. 7/679-B. In der 9. Sitzung am 26. Februar 2020
hat der Landtag die Landesregierung aufgefordert, bis zum
39 MIL Ende des II. Quartals 2020 die Bauordnung zu (iberarbeiten.
02.03.2020 digital (E-Mail)
Gesetz zur Regelung von &nden von U g des Gesetzentwurfes am 07.10.2021 Nein. Ergebnis der Priifung der Landesregierung: Keine Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Siehe Vorblatt zum Gesetzentwurf (Drs. 7/4559)
40 MIL Windenergi zu Wol duden im Land (per E-Mail) Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbénde) und des Bundes.
Brandenburg (Brandenburgisches
Windenergit - BbgWEAADG)
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	Frage 1: Wie wurden die Regelungen des Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg in Verbindung mit § 10 Absatz 1 LHO sowie gemäß § 21 Absatz 3 GGO für die bisher von der Landesregierung vorgelegten Gesetzesentwürfe in der 7. Wahlperiode ...
	Wie erfolgte die Organisation der Prozesse und deren Standardisierung? Wo ist das dokumentiert?
	zu Frage 1: Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg (LV) normiert eine frühzeitige Unterrichtungspflicht der Landesregierung gegenüber dem Landtag über die Vorbereitung von Gesetzen und Verordnungen. Näheres ist in der Vereinbarung zwi...
	Nach § 10 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) hat die Landesregierung ihren Gesetzesvorlagen an den Landtag einen Überblick über die Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und des Bundes...
	Gemäß § 21 Absatz 3 Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Brandenburg haben die federführenden Ministerien die Zentrale Normprüfstelle zu beteiligen.
	Die Prozesse der Beteiligung des Landtages und der Zentralen Normprüfstelle sind unter Beachtung der vorgenannten Rechtsvorschriften in der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Brandenburg standardisiert. Als Unterstützung für d...
	Diese drei Vorlagen sind Anlagen der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Brandenburg:
	 Kabinettvorlage: Anlage 4a
	 Gesetzesvorblatt: Anlage 8
	 Normprüfbogen: Anlage 9a.
	Frage 2: Zu welchen in der 7. Wahlperiode bisher vorgelegten Gesetzentwürfen wurden Prüfungen entsprechend Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg in Verbindung mit § 10 Absatz 1 LHO sowie gemäß § 21 Absatz 3 GGO durchgeführt?
	zu Frage 2: Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, wird der Landtag nach Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg über die Vorbereitung von Gesetzen unterrichtet. Eine Prüfung der Haushalts- und Finanzwirtschaft sowie der Ges...
	Die Unterrichtung des Landtages nach Artikel 94 Satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg erfolgte über alle bisher in der 7. Legislaturperiode (Stichtag: 18. Januar 2022) eingebrachten Gesetzesvorlagen mit Ausnahme der Haushaltsgesetzgebung (siehe...
	Die Landesregierung prüfte in allen Gesetzesvorlagen die Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und des Bundes und führte die Gesetzesfolgenabschätzung gemäß § 21 Absatz 3 Gemeinsamen Geschäft...
	Frage 3: Welche Prüfungsergebnisse i.E. wurden bei den vorgelegten Gesetzesentwürfen ermittelt? (Bitte für jeden von der Landesregierung vorgelegten Gesetzesentwurf einzeln darstellen.)
	zu Frage 3: Es wird auf die beigefügte Anlage verwiesen.
	Frage 4: Wann hat die Landesregierung zu den Prüfungsergebnissen der Gesetzesvorlagen insbesondere zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschätzungen gemäß § 21 Abs. 3 GGO wen unterrichtet? (Bitte für jede Gesetzesvor...
	Frage 5: In welcher Form erfolgte die Unterrichtung über die Prüfungsergebnisse der einzelnen Gesetzesvorlagen durch die Landesregierung?
	zu den Fragen 4 und 5: Die Landesregierung unterrichtet den Landtag nach dem Kabinettbeschluss über die Prüfungsergebnisse durch Übermittlung des Gesetzentwurfes. Der Landtag wurde jedoch nicht in allen Fällen über die Ergebnisse der Prüfungen zu den ...
	Frage 6: Für welche Gesetzesvorlagen der Landesregierung liegen nur teilweise Prüfungsergebnisse zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschätzungen gemäß § 21 Abs. 3 GGO vor und warum? (Bitte für jede Gesetzesvorlage ...
	Frage 7: Für welche Gesetzesvorlagen der Landesregierung wurden keine Prüfungen zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschätzungen gemäß § 21 Abs. 3 GGO durch die Ministerien vorgenommen und warum? (Bitte für jede Ges...
	zu den Fragen 6 und 7: Die Landesregierung prüfte die Gesetzesvorlagen auf Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft und die Gesetzesfolgenabschätzung.
	Frage 8: Wie wurden der Landtag und seine Ausschüsse über diese nur teilweise oder nicht vorliegenden Prüfungsergebnisse bzw. nicht erfolgten Prüfungen zu den Auswirkungen, die § 10 Abs. 1 LHO benennt, und den Gesetzesfolgeabschätzungen gemäß § 21 Abs...
	Wenn keine Unterrichtung erfolgte, warum erfolgte sie in den einzelnen Fällen nicht?
	zu Frage 8: Es wird auf die Antworten zu den Fragen 4 und 5 verwiesen.
	Das Gesetzesvorblatt sieht keine Ausführungen zu den Auswirkungen auf Haushalt und Finanzen vor.
	Frage 9: Welche konkreten Maßnahmen sind vorgesehen, um die Erwartung des Landesrechnungshofes (Drucksache 7/4622 Punkt 12.3 S. 131) „dass die Landesregierung künftig ausnahmslos allen Gesetzentwürfen einen Überblick über die Auswirkungen auf die öffe...

